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Abréviations

EFTA Europäische Freihandelsassoziation
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
EU Europäische Union
BV Bundesverfassung
FZA Personenfreizügigkeitsabkommen
ARK Schweizerische Asylrekurskommission

AELE Association européenne de libre-échange
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
UE Union européenne
Cst Constitution fédérale
ALCP Accord de libre circulation des personnes
CRA Commission suisse de recours en matière d'asile
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Anniversaires nationaux

Um der insbesondere von der SVP vereinnahmten, ziemlich ideologisch und anti-
europäisch geprägten Geschichtsdiskussion im Jubiläumsjahr entgegenzutreten, plante
die Vereinigung "Die Schweiz in Europa", unterstützt von der Neuen Helvetischen
Gesellschaft, eine Feier zur ersten Verfassung des modernen Bundesstaates 1848.
Thomas Cottier, einer der Mitorganisatoren, betonte, man wolle einen Kontrapunkt zu
den eher rückwärtsgewandten Schlachtenjubiläen setzen. Die moderne Schweiz habe
sich im Diskurs mit ihren Nachbarn entwickelt und nicht in Abschottung. Der vorerst auf
dem Bundesplatz geplante Anlass musste jedoch vorab aus finanziellen Gründen
redimensioniert werden und fand dann auf dem Von-Roll-Areal der Universität Bern
statt. Alt-Bunderätin Ruth Dreifuss und die emeritierten Professoren Georg Kreis und
Andreas Auer traten als Rednerinnen und Redner auf, die ein Zeichen für eine
weltoffene Schweiz setzten wollten. Rund 300 Personen nahmen an der Feier teil. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 12.09.2015
MARC BÜHLMANN

Ordre juridique

Droit de cité

Die Exekutive der Stadt Zürich beantragte dem Parlament, die im Dezember 1999 von
der SVP eingereichte Volksinitiative für Volksabstimmungen über
Einbürgerungsgesuche für ungültig zu erklären. Sie stützte sich dabei auch auf ein
Rechtsgutachten, das unter anderem festhielt, dass sich die Ansprüche der
Stimmenden auf eine vollständige Information und diejenigen der Gesuchsteller auf
Datenschutz nicht vereinbaren liessen. Zudem fehlten im zürcherischen Recht die
Voraussetzungen für Urnenabstimmungen über Einbürgerungen (im Gemeindegesetz
erwähnt sind als zuständige Organe nur Parlament, Exekutive oder
Gemeindeversammlung). Der Gutachter Andreas Auer und auch andere Staatsrechtler
vertraten zudem die Meinung, dass bei Volksentscheiden über Einbürgerungen keine
Gewähr für ein diskriminierungs- und willkürfreies Verfahren gegeben sei, und sie
deshalb der Bundesverfassung widersprechen würden. Auf Antrag der Exekutive lehnte
das städtische Parlament zudem die ebenfalls von der SVP eingereichte Volksinitiative
für eine Erhöhung der Dauer, welche Einbürgerungswillige in der Stadt Wohnsitz haben
müssen, auf zehn Jahre ab. Zu einer Volksabstimmung über diese Initiative wird es aber
nicht kommen, da es die SVP unterliess, gegen diesen Beschluss das Referendum zu
ergreifen. 2

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 13.12.2000
HANS HIRTER

Institutions et droits populaires

Politique gouvernmentale

Im Zentrum von Diskussionen über die Zusammenarbeit im Bundesrat und über das
Verhalten einzelner Mitglieder stand auch im Berichtsjahr Bundesrat Christoph
Blocher. Besonders heftig waren die Reaktionen auf seine Rede an einer SVP-
Veranstaltung am 20. Januar im Albisgüetli in Zürich. Er hatte dort zwei albanische
Asylbewerber als Kriminelle tituliert und die Asylrekurskommission (ARK) angegriffen,
welche zum Schluss gelangt war, dass die Anschuldigungen des albanischen Staates
gegen die beiden aus politischen Gründen fingiert seien. Nachdem Blocher vor dem
Ständerat abgestritten hatte, die beiden als Kriminelle bezeichnet zu haben, eröffnete
die GPK des Ständerats eine Untersuchung. In ihrem Bericht kritisierte sie Blocher
dafür, vor dem Ständerat die Unwahrheit gesagt zu haben. Sie rügte den Justizminister
zudem wegen der Nichtbeachtung der Unschuldsvermutung bei den beiden
Asylbewerbern und wegen seiner öffentlichen Kritik an den Urteilen der ARK. Derartige
Aussagen beeinträchtigten, vor allem wenn sie vom Justizminister kämen, das Vertrauen
der Bevölkerung in die Rechtssprechung. Konkrete Massnahmen beantragte die GPK
aber nicht. Der Bundesrat seinerseits „bedauerte“, dass es eines seiner Mitglieder an
der gebotenen Ausgewogenheit und Sachlichkeit habe fehlen lassen und teilte die
Haltung der GPK bezüglich der Respektierung der Gerichte durch die Exekutive. Auch
der Präsident des Bundesgerichts, Guisep Nay, hatte Blocher für seine unvollständige

DÉBAT PUBLIC
DATE: 25.10.2006
HANS HIRTER
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Darstellung und seine Kritik an Gerichtsurteilen getadelt. Bundesrat Blocher selbst
entschuldigte sich an einer Medienkonferenz Ende März dafür, dass er von
„Kriminellen“ und nicht von „mutmasslichen Kriminellen“ gesprochen habe. (Zu den
umstrittenen Äusserungen Blochers zum Anti-Rassismusgesetz anlässlich eines Besuchs
in der Türkei siehe hier.) 3

Administration judiciare

Anlässlich der parlamentarischen Behandlung des Geschäftsberichts der
Bundesgerichte im Parlament beklagte sich der Präsident des Bundesgerichts, Guisep
Nay, über den Druck, den einzelne Politiker und Parteien auf die Rechtssprechung
ausübten (06.003). Dem in Pension gehenden Bündner Nay folgte der Berner
Freisinnige Arthur Aeschlimann auf den Präsidentenstuhl. Dass dieser sowohl von den
erstmals das Vorschlagsrecht ausübenden Richterkollegen als auch von der Vereinigten
Bundesversammlung den Vorzug gegenüber dem amtierenden Vizepräsidenten Bernard
Corboz (fdp) aus Genf erhielt, führte in der Romandie zu einiger Empörung. 4

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 04.10.2006
HANS HIRTER

Elections et votations (organisation)

Die Frage, ob Abstimmungskampagnen Grenzen haben müssen und falls ja, wo diese
gezogen werden sollen, beschäftigt die Schweiz oft bei umstrittenen Abstimmungen.
Eine solche stellte die Masseneinwanderungsinitiative ohne Zweifel dar. Nach Meinung
zweier Staatsrechtsprofessoren sollte deren Annahme nun gar aufgrund von
Propaganda für ungültig erklärt werden. David Gibor und Tomas Poledna reichten eine
Stimmrechtsbeschwerde ein und argumentierten, dass der Urnengang durch
rassistische Propaganda verfälscht worden sei. Im Mittelpunkt dieser Argumentation
stand das Inserat mit dem Titel «Kosovaren schlitzen Schweizer auf!», für welches SVP-
Verantwortliche erstinstanzlich wegen Rassendiskiminierung verurteilt worden waren. 
In der Folge wurde vor allem unter Juristinnen und Juristen diskutiert, ob die
Meinungsbildung besser geschützt werden müsse. Sofern eine strafrechtliche
Verurteilung vorliege, könne die unter Strafe gestellte Handlung sehr wohl als
unzulässige Einwirkung auf die Willensbildung betrachtet werden, wurde auf der einen
Seite argumentiert. Man könne von den Stimmberechtigten nicht erwarten, dass sie
«Hetzinserate» als solche erkennen würden, betonte etwa Denise Buser,
Titularprofessorin für kantonales Staatsrecht an der Universität Basel. Wenn eine
unzulässige Beeinflussung der Willensbildung vorliege, dann könne man sich schon
überlegen, ob ein Abstimmungsresultat kassiert werden sollte, da das Strafrecht «eine
rote Linie» darstellen müsse, wandte auch der ehemalige Bundesrichter Giusep Nay
ein. Auf der anderen Seite wurde argumentiert, dass unwahre Äusserungen oder
unsachliche und abwertende Argumente zu einer offenen demokratischen
Auseinandersetzung gehörten. In der Debatte könnten diese ja auch thematisiert und
entkräftet werden. Ein Schutz der Stimmbürgerschaft sei nicht nötig, da diese selber
erkenne, wann ein Manipulationsversuch vorliege. Man müsse den Stimmberechtigten
zutrauen, dass in einem Abstimmungskampf fast alles gesagt werden dürfe,
argumentierte Markus Schefer, Professor für Staats- und Verwaltungsrecht. 
Das Bundesgericht entschied dann Ende August 2015 nicht auf die Beschwerde
einzutreten (Urteil 1C_63/2015, 1C_109/2015, 1C_237/2015, 1C_293/2015).
Hauptsächliche Begründung war, dass die Beschwerde zu spät eingereicht worden sei.
Eine solche müsse spätestens drei Tage nach Entdeckung des Beschwerdegrundes – im
konkreten Fall also bei Publikation des besagten Inserats – angemeldet werden. Das
Inserat war von der SVP bereits lange vor der Volksabstimmung geschaltet worden.
Gibor und Poledna hatten vergeblich argumentiert, dass erst mit der Verurteilung klar
geworden sei, dass eine Irreführung vorgelegen habe. Unbeantwortet liess das
Bundesgericht hingegen die Frage, ob strafbare Äusserungen die Willensbildung auf
unzulässige Weise beeinflussen können. 5

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 10.09.2015
MARC BÜHLMANN

Die Schweiz kennt kein Gesetz zur Kampagnenfinanzierung aus dem Ausland. Da auch
keine Transparenz hinsichtlich Geldgeberinnen und Geldgeber von
Abstimmungskampagnen herrscht, weiss niemand, ob und wie oft ausländische
Akteurinnen und Akteure in Schweizer Abstimmungskämpfe eingreifen. Bei zwei
Kampagnen zwischen 2016 und 2018 wurde allerdings bekannt, dass Geld aus dem
Ausland in den Abstimmungskampf geflossen war: bei der Nein-Kampagne zur
Spekulationsstopinitiative (Abstimmung vom 28.2.16) und beim Referendum gegen das

DÉBAT PUBLIC
DATE: 12.06.2018
MARC BÜHLMANN
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Geldspielgesetz (Abstimmung vom 10.6.18). 

Bei der Initiative «Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln!» unterstützte der Verband
«Swiss Trading and Shipping Association», der rund 150 teilweise multinational tätige
Rohstofffirmen vertritt, das Lager der Gegnerinnen und Gegner mit einem «tiefen
sechsstelligen Betrag», wie der Tages-Anzeiger berichtete. Beim Initiativkomitee stiess
auf Kritik, dass sich «gigantische ausländische Konzerne [...] in die Meinungsbildung des
Schweizer Abstimmungskampfs» einmischen, so der Kampagnenleiter Oliver
Heimgartner. Nicht die Herkunft der Unternehmen sei das Problem, äusserte sich Roger
Nordmann (sp, VD) zu Wort, sondern die Intransparenz über Ursprung und Höhe von
Spenden ganz generell. Aus staatsrechtlicher Sicht sei Geld aus dem Ausland nicht
verfassungswidrig, urteilte wiederum Andreas Auer, Professor für öffentliches Recht im
Tages-Anzeiger. Es sei sogar wünschenswert, dass sich möglichst viele Organisationen
engagierten, solange die Meinungsäusserungsfreiheit gewährt bleibe.  

Kurz vor der Abstimmung über das Geldspielgesetz wurde zudem bekannt, dass der
europäische Verband der Geldspielanbieter (Egba) nicht bloss, wie bereits früher
bekannt geworden war, die Unterschriftensammlung für das Referendum mitfinanziert
hatte, sondern dass auch viel Geld in die Abstimmungskampagne geflossen war – laut
Blick insgesamt mehr als CHF 1 Mio. Dies führte nicht nur bei den Befürworterinnen und
Befürwortern der Vorlage zu grosser Kritik, sondern sorgte gar im Lager der
Gegnerinnen und Gegner für Unmut. 

Die Diskussionen gipfelten schliesslich auf der einen Seite in einer parlamentarischen
Initiative von Jean-René Fournier (cvp, VS). Seine Initiative für ein Verbot ausländischer
Kampagnenfinanzierung werde von Parlamentsmitgliedern aus allen Fraktionen
unterstützt, gab der Walliser im Blick zu Protokoll. Auf der anderen Seite zeigte eine
Befragung von rund 7'500 Online-Nutzenden der TA-Medien, dass fast zwei Drittel der
Befragten ausländische Gelder für Abstimmungskampagnen verbieten würden. Die
Diskussionen sorgten sicherlich auch bei der Transparenzinitiative für Schub, die
forderte, dass Spenderinnen und Spender von Geld für Abstimmungs- und
Wahlkampagnen genannt werden müssen. 6

Elections

Elections des parlements cantonaux

Weil die SPK-NR im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission im Ständerat den beiden
Standesinitiativen der Kantone Uri (14.316) und Zug (14.307) nicht Folge geben wollte,
gelangten die beiden Geschäfte zur Frage der Souveränität der Kantone bei der
Ausgestaltung ihrer Wahlsysteme in den Nationalrat. Die Kommissionssprecher
erklärten, dass man bereits 2013 bei der Diskussion um die Gewährleistung der
Verfassung des Kantons Schwyz über die Angelegenheit diskutiert habe. Man habe sich
bereits damals für eine faire Ausgestaltung des Wahlrechts eingesetzt. Das Recht der
Kantone, ihr eigenes Wahlsystem auszuwählen, werde nur dann beschnitten, wenn die
Wahlrechtsgleichheit bedroht sei: Bei Proporzwahlen müssen die Stimmen aller
Bürgerinnen und Bürger ein vergleichbares Gewicht haben. Nur so würden auch die
Grundbedingungen der Verfassung gewahrt. Gerhard Pfister (cvp, ZG), Anführer der
Kommissionsminderheit, wies darauf hin, dass die Ursache der Initiative Entscheide des
Bundesgerichtes in den letzten 10 Jahren gewesen seien, die in die kantonale
Autonomie eingegriffen hätten. Diese Rechtsprechung sei zudem widersprüchlich
geworden, weil das Bundesgericht einerseits Majorzwahlen gestatte, die im Sinne der
Repräsentation ungerechter seien als Proporzwahlen. Andererseits zeige das Gericht
die Tendenz, nur noch bestimmte Proporzsysteme zulassen zu wollen. Nicht nur den
Eingriffen des Bundesgerichtes sei ein Riegel zu schieben, sondern die kantonale
Autonomie abzusichern. Die Standesinitiativen verlangen eine Präzisierung von Artikel
34 BV, der eine unverfälschte Stimmabgabe gewährleistet. Die Argumentation der
Kommissionsminderheit schien in der Volkskammer zu verfangen. Beiden
Standesinitiativen wurde mit 99 zu 87 Stimmen bei 4 Enthaltungen (Zug) bzw. 98 zu 90
Stimmen bei 3 Enthaltungen (Uri) Folge gegeben. Dank der deutlichen Mehrheiten der
SVP- und der CVP-Fraktion, unterstützt von einigen FDP-Abweichlern muss nun eine
Verfassungsänderung in Angriff genommen werden. In der Presse wurde der Entscheid
als Trotzreaktion auf die Bundesgerichtsurteile der letzten Jahre kommentiert. Der
Versuch, kantonale Autonomie über die Demokratie zu stellen sei allerdings gefährlich:
Wenn die Kantone beim Wahlrecht einen Freipass erhielten, könnten sie auch das
Frauenwahlrecht wieder abschaffen, gab etwa der Staatsrechtler Andreas Auer zu

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 18.03.2016
MARC BÜHLMANN
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bedenken. 7

Infrastructure et environnement

Energie

Energie nucléaire

Zwar hatte die Betreiberin BKW angekündigt, das AKW Mühleberg 2019 stillzulegen,
doch AKW-kritische Kreise trauten dieser Ankündigung nicht oder betonten, die
Stilllegung von Mühleberg müsse aus Sicherheitsgründen sofort erfolgen. Die kantonale
Volksinitiative Mühleberg vom Netz verlangte die sofortige Stilllegung des Reaktors und
kam am 18. Juni 2014 zur Abstimmung. Während dem Pro-Komitee Grüne, SP und
Umweltverbände angehörten, bestand das Nein-Komitee aus Mitgliedern von SVP, BDP,
FDP, Gewerbe-, Industrie- und Hauseigentümerverband. Die Befürworter der Initiative
stellten neben dem Alter des AKW und diversen Sicherheitsmängeln auch die
Unretabilität des AKW ins Zentrum ihrer Kampagne. Die Gegner der Initiative
argumentierten, die Initiative sei wegen der angekündigten Stilllegung unnütz und
wegen möglichen Schadensersatzforderungen durch die BKW auch gefährlich. Die Höhe
von möglichen Schadensersatzforderungen blieb bis zur Abstimmung sehr umstritten
und die Einschätzungen variierten enorm. Die Regierung des Kantons Bern wollte sich
nicht auf eine Schätzung festlegen, obschon ein Rechtsgutachten vom Zürcher
Rechtsprofessor Andreas Auer genaue Angaben zu drohenden Klagen forderte. Bei
einer Stimmbeteiligung von 51,6% nahmen 137'285 Stimmende die Initiative an (36,8%),
und 236'285 (63,2%) lehnten sie ab. 8

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 18.05.2014
NIKLAUS BIERI

Politique sociale

Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

Ebenfalls grundsätzliche Kritik an der Politik des Bundesrates übte das Gutachten des
Genfer Staatsrechtsprofessors Andreas Auer. Gemäss dem Autor ist die
Ausländerpolitik des Bundesrates diskriminierend und verstösst gegen das
internationale Abkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung. Zwar
habe der Bundesrat seinerzeit bei seiner Ratifizierung der Konvention einen Vorbehalt
in bezug auf seine Ausländer- und Arbeitsmarktpolitik angebracht, doch dieser beziehe
sich lediglich auf einen einzigen Absatz des Abkommens (Saisonnierstatut ohne Recht
auf Familiennachzug) und ändere nichts daran, dass die Schweiz verpflichtet sei, ihre
Ausländerpolitik künftig so zu gestalten, dass sie nicht zur Diskriminierung einzelner
Ethnien führe. Auer hielt fest, dass die Bevorzugung aller EU- oder Efta-
Staatsangehörigen keinerlei rechtliche Probleme verursache. Schliesslich strebe die
Schweiz hier längerfristig die gegenseitige Einführung des freien Personenverkehrs an.
Auch die Auswahl bestimmter Staaten als traditionelle Rekrutierungsgebiete sei an und
für sich zulässig. Doch gehe es nicht an, den Ausschluss bestimmter Staaten damit zu
begründen, dass Menschen dieser nationalen oder ethnischen Gruppen nicht fähig
seien, sich in der Schweiz zu integrieren. Das Drei-Kreise-Modell sei auch mit dem
internationalen Pakt über die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte sowie
mit der in der Verfassung verankerten Rechtsgleichheit unvereinbar.

Der Staatsrechtler zeigte sodann auf, wie bruchstückhaft die Ausländerpolitik in der
Schweiz geregelt ist. Mehrheitlich beruht sie bloss auf vom Bundesrat erlassenen
Verordnungen und auf Weisungen der zuständigen Bundesämter. Das treffe
insbesondere auch auf das Drei-Kreise-Modell zu, das in keinem Gesetz rechtlich
verankert sei. In einer rechtsstaatlichen Demokratie müssten aber die grossen Linien
der Ausländerpolitik vom Parlament und dem Volk festgelegt werden. Das verlange das
Legalitätsprinzip. Zwar habe die Bundesversammlung seinerzeit formell Kenntnis vom
bundesrätlichen Bericht zur Ausländerpolitik genommen, doch könne dies das Fehlen
einer gesetzlichen Grundlage nicht wettmachen. 9

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.08.1996
MARIANNE BENTELI
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Un comité hétéroclite, chapeauté par le constitutionnaliste Andreas Auer, financé entre
autres par le milliardaire Hansjörg Wyss et l'avocat d'affaires et professeur Peter Nobel,
comptant parmi ses membres l'ancienne présidente de la Confédération Micheline
Calmy-Rey, l'auteur marxiste Beat Ringger, l'ancien président du Tribunal fédéral
Giusep Nay, l'artiste Pipilotti Rist, le clown Dimitri, des chefs et cheffes d'entreprises,
médecins, étudiantes et étudiants, la Fédération des entreprises romandes et le
syndicat des services publics, a réuni en octobre 2015 plus de 100'000 signatures. Une
organisation de récolte qualifiée par beaucoup comme professionnelle, qui a pour but
de proposer une issue au vote sur l'initiative "contre l'immigration de masse". Cette
nouvelle initiative a été baptisée RASA, pour Raus Aus der SAckgasse, Sortons de
l'impasse ou Fuori dal vicolo cieco.
L'initiative exige d'abroger les art. 121a et 197, ch. 11 de la Constitution, pour revenir à la
situation telle qu'elle était avant la votation du 9 février 2014. Selon le comité de RASA,
l'initiative permettrait de sauvegarder les accords bilatéraux avec l'UE, qui pourraient
être menacés par la mise en œuvre du vote du 9 février. Le Conseil fédéral a édité le 26
avril 2017 un message recommandant le rejet de l'initiative, sans formuler de contre-
projet. Selon le gouvernement, l'initiative RASA aurait pour conséquence d'annuler le
mandat de gestion de l'immigration et d'instauration d'une préférence nationale, que
visait l'initiative "contre l'immigration de masse". De plus, la mise en œuvre comme
décidée par le Parlement en décembre 2016 permet déjà de préserver les bilatérales et
tout particulièrement l'ALCP. La procédure de consultation de deux contre-projets
alternatifs a montré qu'aucun ne remportait de succès; pour cette raison, le CF y a
renoncé.
Premier conseil à se prononcer, le National a été le théâtre d'un débat de plus de cinq
heures. La question de la démocratie y a été centrale, pour l'UDC comme pour les
socialistes, il n'est pas acceptable de revenir sur une décision populaire,
respectivement sur le travail du Parlement. C'était l'argument principal du groupe
agrarien, qui a profité du débat pour redire son mécontentement quant à la loi
d'application de l'initiative de 2014. Le parti socialiste s'est lui retrouvé face à un
dilemme, dire non à l'initiative, c'est refuser de refuser un article de loi que ses
membres dénoncent fondamentalement. Dès lors, l'abstention est le seul recours. Pour
le PLR et le PDC, suite à la loi d'application, il n'y a plus d'impasse, et donc pas de
raison de voter pour l'initiative. C'est ainsi que RASA a été refusée par 125 voix contre
17, avec 50 abstentions. Les 17 voix pour proviennent du groupe Vert'libéral, d'une
partie du PBD et de quelques rose-verts. Trois contre-projets ont été proposés: l'UDC
souhaitait une annulation des accords de libre-circulation sous un an et l'interdiction
de conclure ou de modifier un traité international allant à l'encontre de l'article sur la
gestion de l'immigration. Au contraire, le groupe rose-vert souhaitait un article de loi
spécifiant que la Suisse doit gérer son immigration dans le cadre de ses obligations
internationales. Le PBD et le PVL, eux, voulaient avant tout que la Confédération prenne
en compte les intérêts globaux du pays, sans préciser de quelconques mesures
d'accompagnement ou outils pour privilégier la main-d’œuvre indigène. Ces trois
contre-projets ont été balayés.
Aux Etats, l'avis majoritaire était que l'initiative RASA était irréaliste et ajoutait de la
confusion à un débat déjà complexe. L'un des seuls à la défendre, le Vert Robert
Cramer (pes, GE) a tenu à attirer l'attention de ses collègues sur les dangers de
s'habituer au non-respect de la Charte fondamentale en ne s'opposant pas aux
décisions qui la mettent en danger. Sans succès, puisque 34 voix contre 6 ont rejeté
l'initiative. Une minorité Caroni (plr, AG) a proposé un contre-projet, qui annulait la
renégociation des traités contraires à la gestion de l'immigration, lui préférant la
consigne de garder cette gestion en tête lors de la négociation de traités futurs. De
nouveau, la chambre des cantons a exprimé un refus, par 29 voix contre 14.
Moins d'une semaine après ce débat, le 13 décembre 2017, le comité d'initiative a
annoncé par communiqué son retrait. 10
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Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Langues

Territorialfragen beschäftigten den Kanton Graubünden und das Rätoromanische im
Jahr 2014 auf die eine oder andere Weise. Die Lia Rumantscha und die Uniun
Rumantscha Grischun Central zeigten sich besorgt ob der Auswirkungen von Fusionen
deutsch- und romanischsprachiger Gemeinden. Jüngste Beispiele hätten gezeigt, dass
sich in solchen Fällen mittelfristig das Deutsche durchsetze. Die Sprachorganisationen
forderten deshalb, dass aufgrund von Fusionen entstandene zweisprachige Gemeinden
nach wie vor als "angestammtes romanisches Territorium" gelten sollen. Die durch die
Fusion von sieben Kommunen entstandene neue politische Gemeinde Albula/Alvra mit
einem romanischsprachigen Bevölkerungsanteil von 47,6% drohte im September zum
Präzedenzfall zu werden. Die an der Urnenabstimmung beschlossene neue
Gemeindeverfassung sieht Albula/Alvra als zweisprachige Gemeinde. Im Oktober gaben
die Sprachorganisationen bekannt, auf eine Verfassungsbeschwerde zu verzichten. Die
Gemeinde habe ihnen eine Mitwirkung bei der Schaffung eines kommunalen
Sprachgesetzes zugesichert. Um dem Rückgang der romanischen Sprache
entgegenzuwirken, plädierte Thomas Burri, Assistenzprofessor für Völker- und
Europarecht an der Universität St. Gallen, für eine staatspolitische Dimension der
Diskussionen. In einem Vortrag im Rahmen einer vom Zentrum für Demokratie in Aarau
(ZDA) organisierten Tagung propagierte er die Schaffung eines sogenannten
"Romanenstaates". Diese subnationale Einheit würde sich nicht über ein Territorium,
sondern über die sprachliche Zugehörigkeit definieren, wobei die rätoromanische
Kantonsbürgerschaft zur bestehenden Kantonsbürgerschaft hinzukommen würde. Die
in abgeänderter Form in der NZZ erschienene Rede provozierte sogleich eine
Gegenreaktion vom emeritierten Staatsrechtsprofessor Andreas Auer. Das "Burrische
Unding" liesse sich verfassungsrechtlich kaum umsetzen. 11
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